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| Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 42. 


(Nr. 4943.) Statut für den Bockum-Serm-Muͤndelheimer Deichverband. Vom 9. Auguſt 
1858. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden iſt, die Grundbeſitzer der 
Rhein⸗Niederung in den Spezialgemeinden Bockum, Serm, Muͤndelheim, Ehingen 
und Huckingen Behufs der gemeinſamen Anlegung und Unterhaltung von Dei⸗ 
chen gegen die Ueberſchwemmungen des Rheines zu einem Deichverbande zu 
vereinigen und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung der Bethei⸗ 
ligten erfolgt iſt, genehmigen Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes über 
das Deichweſen vom 28. Januar 1848. $$. 11. und 15. (Geſetz-Sammlung 
vom Jahre 1848. S. 54.) die Bildung eines Deichverbandes unter der Be— 
nennung: 


„Bockum-Serm-Muͤndelheimer Deich verband“, 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut. 


r 


In der am rechten Rheinufer des Kreiſes Duͤſſeldorf zwiſchen Bockum, 
der Duͤſſeldorf-Duisburger Straße, dem Dorfe Huckingen und dem Ehinger⸗ 
Berge bis zu dem Dammhauſe gegenuͤber von Uerdingen ſich erſtreckenden 
Niederung werden die Eigenthümer aller eingedeichten und noch einzudeichen- 
den Grundſtuͤcke, welche ohne Verwallung bei einem Waſſerſtande von 28 Fuß 
am Duͤſſeldorfer Pegel der Ueberſchwemmung des Rheines durch Stroͤmung 
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Ausgegeben zu Berlin den 4. September 1858, 


a er 


oder durch Ruͤckſtau aus dem Angerbache unterliegen wuͤrden, zu einem Deich⸗ 
verbande vereinigt. 


Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Friedensgerichte zu Ra⸗ 
fingen, beziehungsweiſe bei dem Landgerichte zu Duͤſſeldorf. 


§. 2. 


Dem Deichverbande liegt es ob, waſſerfreie tuͤchtige Deiche in denjeni⸗ 
en durch die Staatsverwaltungs-Behoͤrden feſtzuſtellenden Abmeſſungen anzu⸗ 
egen und zu unterhalten, welche erforderlich find, um die Grundſtuͤcke der Nie- 
derung gegen Ueberſchwemmung durch den hoͤchſten Waſſerſtand zu ſichern. Da⸗ 
bei dient der Plan des Waſſerbau-Inſpektors Wallbaum vom 30. Auguſt 
1852., welcher im Archive der Regierung zu Duͤſſeldorf niedergelegt iſt, zur 
Grundlage. Der Bau der neuen Ruͤckdeiche vom Dammhauſe bis Ehingen 
und bei Huckingen bleibt nach dem Wunſche der Betheiligten vorlaͤufig noch 
ausgeſetzt und der Beſchlußnahme des Deichamtes vorbehalten. Sollten die 
Mitglieder des Deichamtes uͤber dieſen Punkt verſchiedener Anſicht ſein, ſo 
haben die Staatsverwaltungs-Behoͤrden zu entſcheiden, ob und wann der Bau 
der Ruͤckdeiche erfolgen ſoll. 


Das Vorland von oberhalb des Dammhauſes, Uerdingen gegenuͤber, bis 
zum Dorfe Ehingen wird, ſoweit das zur Beſchaffung eines genuͤgenden Ab⸗ 
flußprofils erforderlich iſt, von allen darauf ſtehenden hochſtaͤmmigen Baͤumen 
noch vor dem Beginne des Deichbaues vollſtaͤndig geraͤumt und ſoll dort auch 
jede Anlage von Strauchpflanzungen auf den über 16 Fuß am Pegel liegen— 
den Terrainflaͤchen unterbleiben, ſobald dieſelbe nach dem Ermeſſen der Strom— 
8 das Hochwaſſerprofil und den Eisgang auf ſchaͤdliche Weiſe 

eſchraͤnkt. 


Wenn zur Erhaltung des Deiches eine Uferdeckung noͤthig wird, ſo hat 


der Deichverband dieſelbe auszufuͤhren, vorbehaltlich ſeiner Anſpruͤche an an— 
dere Verpflichtete. 


H. 3. 


Der Verband iſt gehalten, diejenigen Hauptgraͤben anzulegen und zu 
unterhalten, welche außer den bereits beſtehenden in Zukunft erforderlich wer- 
den ſollten, um das den Grundſtuͤcken der Niederung ſchaͤdliche Binnenwaſſer 
aufzunehmen und abzufuͤhren. 


Die Unterhaltung der gegenwärtig ſchon beſtehenden Abzugsgraͤben ver- 
bleibt den bisher hierzu Verpflichteten. 


Das 


Bi 
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Das Waſſer der Hauptgräben darf ohne Genehmigung des Deichhaupt⸗ 
manns, welche immer nur widerruflich zu ertheilen iſt, von Privatperſonen we⸗ 
der aufgeſtaut noch abgeleitet werden. 


Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der Niederung das Recht, die Auf⸗ 
1 — des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu 
verlangen. 


Die Zuleitung muß aber an den vom Deichhauptmann vorzuſchreibenden 
Punkten geſchehen. 


Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache der nach 
den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. 


H. A. 


Der Verband hat in den Deichen die erforderlichen Auslaßſchleuſen 
(Deichſiele) fuͤr die Hauptgraͤben anzulegen und zu unterhalten. | 


H. 5. 


Die erforderlichen Mittel zu den Arbeiten, zur Beſoldung der Deich⸗ 
beamten und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten des Verbandes 
etwa kontrahirten Schulden haben die Deichgenoſſen nach dem von der Re⸗ 
gierung zu Duͤſſeldorf feſtzuſtellenden, bereits angefertigten Deichkataſter auf⸗ 
zubringen, und zwar der Regel nach in baarem Gelde, wobei indeß die Deich⸗ 
verwaltung den Deichgenoſſen moͤglichſt Gelegenheit geben wird, den Beitrag 
durch Arbeit abzuverdienen. mi 


Ausnahmsweiſe kann das Deichamt befchließen, daß die Arbeiten des 
Deichverbandes durch Naturalleiſtungen der Deichgenoſſen ausgefuͤhrt werden 
ſollen; in dieſem Falle ſteht es aber jedem Deichgenoſſen frei, die auf ihn aus⸗ 
geſchriebenen Dienſte, nach einem durch das Deichamt feſtzuſtellenden Satze, in 
Geld zu bezahlen. 


Fuͤr das Deichkataſter ſind folgende Beſtimmungen maaßgebend, ſowohl 
in Betreff des Neubaues als der kuͤnftigen Unterhaltung der Deiche: 


1) alle Grundſtuͤcke, welche uͤber 28 Fuß am Duͤſſeldorfer Pegel liegen, ſind 
frei von Deichlaſten; 7 


2) die auf 28 Fuß und weniger liegenden, von der Verwallung geſchuͤtzten 
Grundſtuͤcke werden nach dem Maaßſtabe des Kataſtral⸗Reinertrages zur 
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Deichlaſt herangezogen, jedoch ſollen die Grüͤnlaͤndereien nur zur Haͤlfte 
angeſetzt werden; 


3) die Grundſtuͤcke der Gemeinde Bockum, oͤſtlich vom Doͤrges-Wege, wer: 
den nur zu zwei Dritteln des Kataſtral⸗Reinertrages herangezogen. 


Das Deichkcaſter, welches proviſoriſch offen gelegt worden ift, ſoll dem 
Deichamte nochmals mitgetheilt werden und iſt von der Regierung im Amts⸗ 
blatte eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher das Ka⸗ 
taſter von den Betheiligten bei dem Deichamte eingeſehen und bei demſelben 
Beſchwerde eingebracht werden kann. 


Die eingehenden Beſchwerden ſind von dem Regierungskommiſſarius un⸗ 
ter Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines Deichamts-Deputirten und der erfor⸗ 
derlichen Sachverſtaͤndigen zu unterſuchen. 


Dieſe Sachverſtaͤndigen ſind hinſichtlich der Grenzen des Inundations⸗ 
gebietes ein vereideter Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungs⸗Reviſor, 
Binfichtlic der Bonität zwei oͤkonomiſche Sachverſtaͤndige, denen bei Streitig⸗ 
keiten wegen der Ueberſchwemmungsverhaͤltniſſe ein Waſſerbauverſtaͤndiger bei⸗ 
geordnet werden kann. 


Die Sachverſtaͤndigen werden von der Regierung ernannt. 


Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, naͤmlich 
der Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und der Deichamts-Deputirte andererſeits, be⸗ 
kannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat 
es hierbei ſein Bewenden und wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt. Andern⸗ 
falls werden die Akten von dem Kommiſſarius der Regierung eingereicht zur 
Entſcheidung über die Beſchwerden. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo tref⸗ 
fen die Koſten derſelben den Beſchwerdefuͤhrer. 


„Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an das Miniſterium für die landwirthſchaftlichen Angelegen: 
heiten zulaͤſſig. 


Nach erfolgter Feſtſtellung des Kataſters iſt daſſelbe von der Regierung 
zu vollziehen und dem Deichamte zuzufertigen. 


H. 6. 


Der gewoͤhnliche Deichkaſſenbeitrag zur Unterhaltung der Verbands⸗ 
Anlagen wird für jetzt auf jährlich drei Silbergroſchen für den Thaler Rein⸗ 
ertrag des jedesmaligen Grundſteuer-Kataſters feſtgeſetzt und die Hoͤhe des an— 
zuſammelnden Reſervefonds auf Eintauſend fuͤnfhundert Thaler beſtimmt. 


Wenn die Erfuͤllung der Sozietaͤtszwecke einen groͤßeren Aufwand er⸗ 
fordert, 
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fordert, ſo muß dieſer Mehrbetrag als außerordentlicher Beitrag ausgeſchrieben 
und von den Deichgenoſſen aufgebracht werden. 


§. 7. 


Der Deichverband uͤbernimmt die Unterhaltung der beſtehenden Deiche 
von Bockum bis unterhalb des gegenuͤber der Stadt Uerdingen belegenen 
Dammhauſes. 

Die neuen Deiche werden den betreffenden Eigenthuͤmern, welche den 
Grund und Boden zur Anlage der Deiche unentgeltlich gegeben haben, zur 
Benutzung uͤberwieſen; letztere haben ſich aber hierbei uͤberall nach den Vor⸗ 
ſchriften des Deichhauptmanns zu richten und duͤrfen namentlich die Deiche nur 
zum Grasgewinn benutzen. 


§. 8. 


Zu den Geſchaͤften des Deichhauptmanns gehoͤrt auch die Anordnung 
3 Leitung der Maaßregeln zur Abwehr der Gefahr bei Hochwaſſer und 
isgang. 


F. 9. 


Die Zahl der Repraͤſentanten der Deichgenoſſen im Deichamte wird auf 
neun feſtgeſetzt, und zwar: 


fuͤr die Spezialgemeinde Bockum, 


N Ehingen, 
2 = - Huckingen, 
ne 5 Muͤndelheim 
und 2 = = = Serm. 


Die Repraͤſentanten werden aus denjenigen Deichgenoſſen gewaͤhlt, welche 
ER fünf Thaler Grundſteuer von ihren deichpflichtigen Grundſtuͤcken 
entrichten. 


Jaͤhrlich ſcheidet ein Drittel der Repraͤſentanten aus und wird durch 
neue Wahl erſetzt. 


Die das erſte und zweite Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos 
beſtimmt. 


Mit dem Aufhoͤren der Waͤhlbarkeit verliert die Wahl ihre Wirkung. 
(Nr. 4943.) Vater 
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Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des 


Deichamtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich gewaͤhlt, ſo wird der 
aͤlteſte allein zugelaſſen. 


F. 10. 


Stimmberechtigt iſt jeder großjaͤhrige Beſitzer eines deichpflichtigen Grund⸗ 


ſtuͤcks, welcher mit dem Deichkaſſenbeitrage nicht im Ruͤckſtande iſt und den 
an der buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Erkenntniß ver⸗ 
oren hat. 


Auch Pfarren, Kirchen, Schulen und andere juriſtiſche Perſonen, des⸗ 
gleichen Frauen und Minderjährige, haben Stimmrecht für ihre deichpflichtigen 
ae welches fie durch ihre geſetzlichen Vertreter oder Bevollmächtigten 
ausüben. 


Gehört ein Grundſtuͤck mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, fo kann nur 
Einer derſelben im Auftrage der uͤbrigen das Stimmrecht ausuͤben. 


§. 11. 


Behufs der Wahl der Repraͤſentanten hat der Deichhauptmann und bis 
dahin, daß dieſer gewaͤhlt iſt, ein Kommiſſar der Regierung mit Huͤlfe der Ge⸗ 
meindeverwaltung ein Verzeichniß ſaͤmmtlicher Stimmberechtigten zu fertigen 
und dieſes vierzehn Tage lang in einem zur öffentlichen Kenntniß gebrachten 
Lokal offen zu legen. Waͤhrend dieſer Zeit kann jeder Betheiligte Einwen⸗ 
dungen gegen die Richtigkeit der Liſte bei dem Deichhauptmann reſp. bei dem 
Wahlkommiſſar erheben. Die Entſcheidung uͤber die Einwendungen und die 
Pruͤfung der Wahlen ſteht dem Deichamte zu. 


Im Uebrigen ſind bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver⸗ 


pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen, die Vorſchriften uͤber die Ge⸗ 
meindewahlen analogiſch anzuwenden. 


$. 12. 


Die allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute 
vom 14. November 1853. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1853. S. 935.) 
ſollen mit Ausnahme des. $. 34. für den Bockum⸗Serm⸗Muͤndelheimer Deich⸗ 
verband Gültigkeit haben, inſoweit fie vorſtehend nicht abgeändert ſind. 


$. 13. 
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H. 185 


Abaͤnderungen des vorſtehenden Deichſtatuts koͤnnen nur mit landes⸗ 
herrlicher Genehmigung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Oſtende, den 9. Auguſt 1858. 


Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
(L. S.) Prinz von Preußen. 


Fuͤr den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe Fuͤr den Juſtizminiſter: 


b. Pommer Erde v. Manteuffel II. Muͤller. 
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(Nr. 4944.) Verordnung, betreffend die Werthsherabſetzung der Zwanzig- und Zehnkreuzer⸗ 
ſtuͤcke Oeſterreichiſchen Gepraͤges in den Hohenzollernſchen Landen. Vom 
1. September 1858. i 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen in Ergänzung Unſerer Verordnung vom 15. v. Mts. (Geſetz-Samm⸗ 
lung Seite 443.), um von den Hohenzollernſchen Landen die Verluſte abzu— 
wenden, welche denſelben durch die in den benachbarten Staaten erfolgte ſo— 
fortige Werthsherabſetzung der Zwanzig⸗ und Zehnkreuzerſtuͤcke Oeſterreichiſchen 
Gepraͤges in dem gegenſeitigen Verkehr erwachſen koͤnnten, fuͤr Unſere Hohen⸗ 
zollernſchen Lande, auf den Antrag des Staatsminiſteriums, was folgt: 


1) Die bisherige Geltung der Zwanzigkreuzerſtuͤcke und der Zehnkreuzerſtuͤcke 
Oeſterreichiſchen Gepraͤges und dergleichen Muͤnzſtuͤcke des Gepraͤges 
derjenigen erloſchenen Muͤnzherrſchaften, deren Gebiete gegenwaͤrtig zu 
Oeſterreich gehören, wird hiermit auf 233 Kreuzer und 11 Kreuzer her 
abgeſetzt, mit der Wirkung, daß Niemand verpflichtet iſt, dieſe Muͤnzen 
bis zu ihrer durch Unſere Verordnung vom 15. v. M. beſtimmten, mit 
dem 16. November d. J. eintretenden Außerkursſetzung in der Eigen⸗ 
ſchaft als geſetzliches Zahlungsmittel in einem hoͤheren, als in dieſem 
verminderten Werthe anzunehmen. 

2) Unſere Kaffen find ermächtigt, bis zum 15. November d. J. einſchließ⸗ 
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lich die unter 1. gedachten Zwanzigkreuzerſtuͤcke und Zehnkreuzerſtuͤcke zu 
ihrem bisherigen Werthe von 24 Kreuzer und 12 Kreuzer bei allen 
Zahlungen anzunehmen. 


Im Uebrigen verbleibt es bei den Beſtimmungen Unſerer Verordnung 
vom 15. v. M. 
Der Miniſterpraͤſident und der Finanzminiſter ſind mit der Ausfuͤhrung 
dieſer Verordnung beauftragt. b 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 1. September 1858. 


Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Königs: 


(L. S.) Prinz von Preußen. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Maſſow. Gr. v. Walderſee. 
v. Manteuffel II. 


Redigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 


— —öäꝶ‚n·n—— — — 1 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


